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Berlin, 12. März. 2004 

Rossmann kritisiert CDU-Pläne zur Abschaffung 
der Gewerbesteuer 

„Die von CDU und CSU vorgeschlagene Abschaffung der 

Gewerbesteuer ist ein Schlag ins Gesicht aller Kommu-

nen“, so der Kreis Pinneberger SPD-Bundestagsab-

geordnete Dr. Ernst Dieter Rossmann. Angesichts der 

tiefgehenden Finanzkrise vieler Kommunen gingen die 

Vorschläge von CDU und CSU an den Erfordernissen ei-

ner durchgreifenden Gemeindefinanzreform vorbei. Die 

Blockadehaltung von CDU und CSU im Vermittlungs-

ausschuss habe schon im vergangenen Jahr zur Ver-

hinderung einer Reform der Gewerbesteuer mit einer 

nachhaltigen Verbesserung der Einnahmeseite der 

Kommunen geführt. Jetzt zeige die CDU/CSU mit ihren 

Beschlüssen zur Abschaffung der Gewerbesteuer ihr 

„wahres Gesicht“. Rossmann: „Die CDU/CSU hatte nie 

ein wirkliches Interesse daran, die Gewerbesteuerlei-

stung im Interesse der Kommunen stark zu machen.“ 

Auch bei seinen zahlreichen Gesprächen mit den Bür-

germeistern im Kreis Pinneberg hatte Rossmann keine 

Sympathie für den Vorstoß der CDU/CSU zur Abschaf-
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fung der Gewerbesteuer gefunden. Im Gegenteil hatten 

die Bürgermeister in den Gesprächen den Abgeordne-

ten immer wieder aufgefordert, dass es eine wirt-

schaftsnahe, kommunale Steuer geben sollte, auch um 

den Kontakt zwischen Wirtschaft und Kommunalpolitik 

und das gemeinsame Interesse an wirtschaftlicher 

Prosperität in den Gemeinden aufrecht zu erhalten. 

Rossmann: „Es ist deshalb sinnvoll und notwendig, al-

len Versuchen von CDU und CSU entgegen zu treten, 

die Gewerbesteuer abzuschaffen und durch Regelun-

gen zu ersetzen, durch die eine Lastenverschiebung 

von der Wirtschaft auf die Bürgerinnen und Bürger er-

folgen würde.“ Der vorgeschlagene Ersatz der Gewer-

besteuer biete keine Gewähr für eine langfristige Stabi-

lisierung der Einnahmen der Kommunen. Der CDU-

Vorschlag würde im Übrigen die Kommunen auch von 

ihren Wirtschaftsbetrieben entfremden und ihre Abhän-

gigkeit von überregionalen Finanzzuweisungen weiter 

verstärken. 

Rossmann: „Mit ihrer Forderung nach Abschaffung der 

Gewerbesteuer ist die CDU auf einem Irrweg. Ihre ein-

seitige Parteinahme für die Wirtschaft führt sie hier zu 

einer Politik gegen die Kommunen.“ Der Abgeordnete 

erinnert daran, dass die SPD es im Unterschied zur CDU 

durchgesetzt hat, dass die Gewerbesteuer für die Wirt-

schaftsunternehmen mit der Einkommenssteuer ver-

rechnet werden kann. Dadurch habe man sicher ge-

stellt, dass es einerseits eine wirtschaftsnahe Kommu-

nalsteuer auch in Zukunft gibt und zugleich dazu beige-

tragen, dass bei Personenunternehmen eine deutliche 

Steuerentlastung für die Betriebe erreicht worden ist. 


